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schulen vom Haushaltsjahr 1970 ab vom Bund und von den
Ländern je zur Hälfte getragen. Diese Aufteilung der Inve¬
stitionsaufwendungen im Hochschulbereich entspricht dem
Grundgedanken der gemeinschaftlichen Erfüllung einer Auf¬
gabe durch zwei gleichberechtigte Partner.

Die Erfahrung zeigt jedoch, daß insbesondere einzelne kleine
oder finanzschwache Länder die Hälfte der Kosten für den
Ausbau und Neubau der Hochschulen schon heute nicht auf¬
bringen können. Aus diesem Grund und unter Berücksichtigung
der wachsenden fortdauernden Ausgaben sollte geprüft wer¬
den, ob die im Grundgesetz verankerte Teilung der Mittel
für Hochschulbauten zwischen Bund und Sitzland je zur Hälfte
aufrechterhalten bleiben kann und nicht einer flexibleren
Regelung weichen muß.

(3) Auch die fortdauernden Ausgaben für die Hochschulen, die
in den kommenden Jahren in den einzelnen Ländern unter¬
schiedlich ansteigen werden, erfordern einen elastischeren
Finanzausgleich. Ob ein Sonderausgleich für Hochschullasten
als Ergänzung zum allgemeinen Finanzausgleich unter den Län¬
dern aus diesen Schwierigkeiten herausführt, erscheint zwei¬
felhaft. Es sollte aber geprüft werden, ob ein Lastenausgleich
zwischen Bund und Ländern zum Erfolg führt.

Hierzu ist zunächst festzustellen, ob mit den vorhandenen
Regelungen im Grundgesetz die Finanzausstattung der Län¬
der zur Erfüllung dieser Aufgaben verbessert werden kann.
Weiter wird in diesem Zusammenhang zu überlegen sein, ob
der Bund an den fortdauernden Ausgaben der Gesamthoch¬
schulen beteiligt werden sollte.

G. III. Planung im Hochschulbereich

III. 1. Planungsebenen

Die Vielfalt und das Ausmaß der durch die empfohlene Um¬
wandlung und Erweiterung des Hochschulbereichs zu bewälti¬
genden Maßnahmen machen eine umfassende und zugleich
detaillierte Planung in diesem Bereich unerläßlich. Eine ra¬
tionelle Durchführung der Planungsarbeiten erfordert es, die
Planungsaufgaben so zu verteilen, daß unnötige Uberschnei-

pianungsver- düngen und Doppelarbeiten vermieden werden. Es wird emp¬
fohlen, Hochschulen, Länder und Bund bei der Planung mög¬
lichst eng miteinander zu verbinden.
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Für den Erfolg der Umgestaltung des Hochschulbereichs aus¬
schlaggebend ist die Bereitschaft der Hochschulen, an der
Planung aktiv mitzuwirken. Durch Bereitstellung eines geeig¬
neten Instrumentariums müssen sie instandgesetzt werden, die¬
sen Prozeß aus eigener Kraft zu vollziehen. Erst dann können
die Hochschulen Klarheit über ihre derzeitige Situation und Planungsebene
über längerfristige Zielvorstellungen für ihre künftige Ent- ° s uen
Wicklung gewinnen. Für die Feststellung der gegebenen Situa¬
tion wird die Hochschul-Informations-System GmbH Hilfe lei¬
sten können. Die Studienreform jedoch und die künftige Ge¬
staltung der Hochschulen müssen zu allererst in deren eigenen
Organen vorbereitet werden.

Der Eigenverantwortlichkeit und der Selbstbestimmung der ein¬
zelnen Hochschulen innerhalb des Gesamtsystems muß hin¬
reichender Raum gelassen werden. Der Stellung und der Auf¬
gabe der Hochschule entspricht ihr Recht und zugleich ihre
Pflicht, ihre eigene Entwicklung auf der Grundlage der von ihr
geleisteten Arbeit und der erzielten Ergebnisse im Rahmen
der ihr zugesicherten Freiheit selbst bestimmen zu können. Die
Hochschulen müssen die doppelte Aufgabe erkennen, einerseits
ihre eigene Entwicklung selbst zu gestalten, andererseits sich
als Teil des Gesamtsystems in einen übergreifenden Plan ein¬
zuordnen. Die Ausgestaltung und Entwicklung der einzelnen
Hochschulen kann daher nicht mehr für sich allein gesehen
und behandelt werden, sondern bedarf einer ergänzenden
Planung auf Landes- und Bundesebene.

Zu den Aufgaben der Planung auf Landesebene gehört es vor
allem, daß die Hochschulen im Zusammenwirken mit den Kul¬
tusverwaltungen Vorstellungen über ihre künftige Struktur Planungsebene
und ihren künftigen Aufgabenkreis entwickeln und aufeinander
abstimmen. Hierbei wird je nach den regionalen Besonderhei¬
ten der Hochschulen auch eine enge Zusammenarbeit mit den
Kultusverwaltungen der Nachbarländer erforderlich sein.

Auf Bundesebene müssen die Interessen des Gesamtstaates an Planungsebene
der Entwicklung von Forschung und Lehre berücksichtigt wer- un
den. Die den Gesamtbereich der Bundesrepublik umfassenden
Planungsaufgaben sind demgemäß Aufgaben zentraler Instan¬
zen. Es sollte deshalb sichergestellt werden, daß sich inner¬
halb der Bundesrepublik eine ausgeglichene Gesamtentwick¬
lung vollzieht, bei der unter anderem auch die Belange der
finanzschwachen Länder und die Probleme der Randgebiete
bei der Planung ihre Berücksichtigung finden.
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Für den Bereich des Hochschulbaus sind Regelungen in Arti¬
kel 91 a des Grundgesetzes und im Hochschulbauförderungs¬
gesetz getroffen worden. Die als gemeinsames Gremium von
Bund und Ländern vorgesehene Bildungsplanungskommis-
sion soll dazu beitragen, Grundlagen für Maßnahmen in den
anderen Bereichen zu schaffen.

Das Gesamtsystem der Planung im Hochschulbereich sollte
demnach sowohl Initiativen der Hochschulen genügenden
Raum lassen als auch den verantwortlichen Stellen auf Landes-
und Bundesebene die Möglichkeit geben, gestaltend auf die
Entwicklung einzuwirken. Das Interesse der Hochschulen an
ihrer eigenen künftigen Gestaltung würde verkümmern, wenn
zentrale Stellen einen perfekten und verbindlichen Gesamt¬
plan aufstellen und durchsetzen wollten. Andererseits bedarf
es aus den genannten Gründen einer Koordination und gege¬
benenfalls auch entsprechender Initiativen der zentralen Stellen
auf Bundes- und Landesebene. Nur im Wege der Rückkoppe-
lung der Planungsmaßnahmen aller Beteiligten wird es gelin¬
gen, eine Gesamtplanung zu erstellen, die alle wesentlichen
Aspekte berücksichtigt.

III. 2. Kapazitätsplanung

a) Ermittlung der Ausbildungskapazität in den Hochschulen
(1) Als Beitrag zur Lösung des Problems der Überfüllung der
Hochschulen muß die Berechnung der Aufnahmefähigkeit jeder
einzelnen Hochschule durchgeführt werden.

Für sämtliche Hochschulen des Bundesgebiets darf nur ein
Berechnungsverfahren zugrunde gelegt werden, um eine Ver¬
gleichbarkeit der Kapazitätsberechnungen sicherzustellen. Die

Berechnung und für jeden Fachbereich und Studiengang einer Hochschule fest-
defAufnThm™ 9 ^teilten Kapazitäten sollen in den Haushalten der Hochschu-
fähigkeit len bzw. in den Landeshaushalten sowie allgemein bekannt¬

gemacht werden.

Die so bekanntgemachten Kapazitätsfeststellungen werden es
den Hochschulen, den Kultus- und Finanzverwaltungen, aber
auch den Parlamenten erleichtern, die tatsächlich erforderlichen
Mittel in personeller, räumlicher und materieller Hinsicht zu
bestimmen und zur Verfügung zu stellen. Erweiterungen der
Ausbildungsmöglichkeiten eines Fachbereichs sollten im Zu¬
sammenwirken aller Beteiligten nur dann ins Auge gefaßt
werden, wenn von den zuständigen Stellen die entsprechenden
personellen, materiellen und räumlichen Mittel für eine solche
Erweiterung zur Verfügung gestellt werden.
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(2) Zielsetzung eines Verfahrens für die Ermittlung der Aus-
bildungskapazität ist vor allem, Informationen über die Lei¬
stungsfähigkeit einer Hochschule in ihren Teilbereichen und
insgesamt zu erhalten. Mit Hilfe dieser Informationen wird
es leichter sein, Überfüllungstendenzen zu steuern. Gleichzei¬
tig sind sie Hilfsmittel für politische Entscheidungen, sobald
Engpässe erkannt sind. Die Informationen ermöglichen Ver¬
gleiche zwischen verschiedenen Hochschulen und machen die
unterschiedlichen normativen Ansätze erkennbar, die in die
Berechnungen eingegangen sind. Ferner können sie helfen, ge¬
richtliche Entscheidungen bei Zulassungsfragen zu objektivie¬
ren.

Es wird kaum möglich sein, den Begriff Ausbildungskapazi¬
tät erschöpfend zu definieren. Man wird vielmehr auf verein¬
fachende Methoden zurückgreifen und als Ausbildungskapazität
diejenige Studentenzahl bezeichnen müssen, die unter Vorgabe
bestimmter Daten nach einem festgelegten Verfahren berech¬
net werden kann. Für die Planung bietet ein solches Verfah¬
ren eine zunächst ausreichende Grundlage.

In einem Modell, das in Anlage 8 (Bd. 2, S. 387 ff.) beschrieben
ist, werden Daten über die Studenten, die Lehrpersonen und die
Flächen miteinander in Beziehung gesetzt.

Das Modell läßt sich in verschiedenen Richtungen anwenden:

—■ Man setzt den Umfang (die Anzahl der Hochschullehrer und
der Räume) und die Struktur der Hochschule als konstant
voraus, mißt ihre einzelnen Bestandteile und fragt nach
der gegenwärtigen Kapazität, also nach der Zahl von Stu¬
denten, die ausgebildet werden kann.

— Man setzt den Umfang der Hochschule als konstant voraus,
die Struktur dagegen als variabel und ermittelt, wie durch
Änderung der Struktur (z. B. durch Umverteilung von Lehr¬
aufgaben) die Kapazität optimiert werden kann.

— Man geht von einer bestimmten Studentenzahl als Soll-
Kapazität aus und untersucht, wie die Hochschule umge¬
staltet oder ausgebaut werden muß, um dieser vorgegebe¬
nen Kapazität zu entsprechen.

Die Berechnungen sind entscheidend von der Qualität der Da¬
ten und ihrer Vergleichbarkeit abhängig. Es ist daher dringend
erforderlich, daß die Hochschulen, die Kultusverwaltungen,
die statistischen Ämter und die Hochschul-Informations-Sy-
stem GmbH die notwendigen Erhebungen durchführen und hier-

Verfahren für
die Ermittlung
der Ausbil¬
dungskapazität
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bei eindeutige Begriffe und einheitliche Bezeichnungen ver¬
wenden.

Bei den Daten über die Studenten sind vor allem Angaben über
den tatsächlichen Studienablauf von Bedeutung. Für den Stu¬
dienablauf sind nicht nur die Lehrveranstaltungen wichtig,
sondern auch Zeiten für Studienberatung, Vorbereitung auf
Lehrveranstaltungen, Arbeit in Bibliotheken, Diplom- und Semi¬
nararbeiten u. a. Für einen Teil dieser Aktivitäten der Stu¬
denten wird zwar kein Personal, wohl aber Raum benötigt.
In dem Modell werden auch studentische Aktivitäten berück¬
sichtigt, die nicht direkt in Zusammenhang mit der Ausbildung
stehen, so z. B. sportliche Veranstaltungen sowie die Inanspruch¬
nahme der Mensa. Bei den Lehrpersonen werden nicht nur die
Lehrveranstaltungen berücksichtigt, sondern auch andere Tätig¬
keiten, wie Vorbereitung von Lehrveranstaltungen, Prüfungen,
Korrektur von Prüfungsarbeiten, Studienberatung, Verwal¬
tungsarbeit, Forschung.

Bei den Flächen bzw. Räumen sind vor allem Art, Größe und
technische Ausstattung von Bedeutung.

Bei den Lehrveranstaltungen ist die Teilnehmerzahl ausschlag¬
gebend für den Personalbedarf sowie die Anzahl und die
Größe der benötigten Räume. Die Art der Lehrveranstaltung
ist bestimmend für die Ausstattung der Räume.

b) Allgemeine Kapazitätsplanung auf Bundesebene

Als Orientierungspunkte einer allgemeinen Kapazitätsplanung
für die Hochschulen kommen einmal der Bedarf an Hochschul-

NacMrage — absolventen, zum anderen die Nachfrage nach Studienplätzen
in Betracht.

Die Ermittlung des Bedarfs an Hochschulabsolventen läßt sich
mit hinreichender Genauigkeit nur für einige Berufe des Dienst¬
leistungsbereichs durchführen. Sie scheidet deshalb als all¬
gemein anwendbare Methode der Kapazitätsplanung aus.

Ausgehend von der Nachfrage nach Studienplätzen läßt sich
mit den vorhandenen Methoden unter bestimmten Annahmen
über das Schulsystem die voraussichtliche Gesamtzahl der Stu¬
dienbewerber für die einzelnen Jahre annähernd vorausschät¬
zen. Dies ist bezüglich der Zahl der Studienbewerber für ein
bestimmtes Fach nicht in gleicher Weise möglich, da die Mo¬
tivation für bestimmte Studiengänge von verschiedenen Fak¬
toren abhängt. Zu diesen gehören sowohl die Berufserwar-
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tungen der Studienbewerber, die mit dem tatsächlichen Bedarf
an wissenschaftlich ausgebildeten Kräften nicht übereinzu¬
stimmen brauchen, als auch zeitbedingte Trends, die schwer
voraussehbar sind und sich damit der Planung weitgehend
entziehen.

Es muß also stets damit gerechnet werden, daß spezifische
Studienwünsche und vorhandene Ausbildungskapazitäten nicht
in Übereinstimmung zu bringen sind, zumal eine Anpassung
der Kapazität an die Studienwünsche, jedenfalls wenn Bau¬
maßnahmen oder erhebliche Erweiterungen des Lehrkörpers
nötig sind, Vorbereitungen von vier bis fünf Jahren erfordert.

Eine Inkongruenz zwischen Studienwünschen und Ausbildungs¬
kapazität führt nicht notwendigerweise zu Zulassungsbeschrän¬
kungen. Es wird vielmehr zuerst zu prüfen sein, ob die In¬
kongruenz durch eine bessere Verteilung behoben werden
kann. Hierbei sind mehrstufige Verteilungsaufgaben zu lösen:

— Solange in einem Fach an einer Hochschule noch freie Ka¬
pazitäten vorhanden sind, müssen den an anderen Hoch¬
schulen abgewiesenen Bewerbern die noch freien Studien¬
plätze nachgewiesen werden. Dieser Aufgabe soll die zen¬
trale Informations- und Vermittlungsstelle dienen.

— Sind in einem bestimmten Fach insgesamt keine Studien¬
plätze mehr verfügbar, so kommt ein Hinweis auf andere
Fächer in Betracht. Hierzu ist eine zuverlässige Beratung
notwendig. Es wird auch zu berücksichtigen sein, ob in dem
besetzten Fach in absehbarer Zeit mit einer fühlbaren Ka¬
pazitätserweiterung gerechnet werden kann. In solchen
Fällen wird der Bewerber häufig auf ein verwandtes Fach
ausweichen können, das auch dem Studium nach einem
späteren Fachwechsel dient.

c) Zulassungsbeschränkungen

Erweisen sich Zulassungsbeschränkungen als notwendig, so
gewinnen Auswahlkriterien in dem Maße Bedeutung, in dem
die Engpässe zunehmen. Die Tatsache, daß es kein absolut ge¬
rechtes Verfahren geben kann, sollte nicht davon abhalten, das
relativ beste Verfahren zu entwickeln.

Ein geeignetes Verfahren muß daran orientiert sein, daß es Geeignetes
nicht darum geht, die Studierfähigkeit, sondern unter einer fohSr e nahlve
großen Zahl studierfähiger Bewerber diejenigen festzustellen,
die für das gewählte Studienfach am besten geeignet erschei-
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nen. Will man eine solche, für den einzelnen schwerwiegende
Entscheidung annähernd gerecht treffen, so müssen alle Hilfen,
die die Wissenschaft für eine solche Entscheidung anbietet,
ausgenutzt werden. Im Hinblick auf die unterschiedliche Quali¬
tät und die unterschiedlichen Beurteilungsmaßstäbe der Schu¬
len können die Noten der Schulzeugnisse — auch bei einem
Zentralabitur in einzelnen Ländern oder gar in der Bundes¬
republik — nicht als alleiniges Kriterium für die Beurteilung
eines Studienbewerbers angesehen werden.

Für die Entwicklung differenzierter Verfahren wird die Ein¬
richtung eines zentralen Testinstituts empfohlen. Das Testin¬
stitut würde als technische Hilfseinrichtung der Hochschulen,
die wie bisher über die Zulassungen zu entscheiden hätten,
tätig werden. Die Arbeiten des Testinstituts könnten nicht
zuletzt zur Weiterentwicklung von Curricula in der Schule bei¬
tragen und hierdurch die Verbindung zwischen Schule und
Hochschule verbessern (vgl. Anlage 4, Bd. 2, S. 279ff., 287).

Die für eine allgemeine Kapazitätsplanung auf Bundesebene
vorgesehenen Maßnahmen werden in vollem Umfang erst in
einigen Jahren zu verwirklichen sein. Für diese Zeit müssen
Übergangsregelungen getroffen werden:

Es muß davon ausgegangen werden, daß die Arbeitsbedingun¬
gen in der Oberstufe der Schulen zunächst mehr oder weniger
unverändert sind. In einer ersten Phase werden deshalb wei¬
terhin die Abiturnoten zu verwenden sein. In Zweifelsfällen
sollten, wie teilweise auch schon bisher üblich, Schulberichte
oder auch andere Informationen zur Beurteilung herangezogen
werden. Um die fachspezifischen Leistungen der Schulabsolven¬
ten besser beurteilen zu können sowie um die Vergleichbar¬
keit und die Aussagekraft der Abiturzeugnisse zu steigern,
sollten die Noten mit spezifischen Faktoren gewichtet werden.
Welche Fächer hierbei zu berücksichtigen sind, hängt vom an¬
getreten Ausbildungsgang ab. Auswahl und Festlegung der
entsprechenden Fächer müssen in Zusammenarbeit zwischen
Schulen und Hochschulen unter Beteiligung der Kultusmini¬
sterien getroffen werden.

In einer zweiten Phase sollte die Beurteilung durch die Schulen
verbessert werden. Das kann z. B. durch die Einführung eines
Punktsystems erreicht werden, das die Leistungen in den ein¬
zelnen Kursen und damit die Leistungen eines Schülers diffe¬
renzierter, systematischer und besser kontrollierbar zu bewer¬
ten erlaubt als bisher.

Zentrales
Testinstitut

176



In der dritten Phase werden sodann die vorgeschlagenen Test¬
verfahren zusätzlich als Entscheidungshilfen einzuführen sein.

III. 3. Ermittlung des Sachmittelbedarfs

In diesen Empfehlungen werden keine bestimmten Richtzahlen
für den Sachmittelbedarf der Hochschulen oder einzelner Fächer
festgelegt. Der Wissenschaftsrat hält die Ermittlung des Sach¬
mittelbedarfs von Fachbereichen jedoch für möglich, zumal die
bisherigen Institute und Lehrstühle in diese eingehen und die
Fachbereiche erheblich größere Forschungs- und Lehreinheiten
darstellen, bei denen sich Schwankungen des Bedarfs eher als
bei kleineren Einheiten ausgleichen. Auf diese Weise wird es
möglich sein, die durchschnittliche Höhe der jährlich benötig¬
ten Mittel leichter festzustellen als bisher.

In der Anlage 10 (Bd. 2, S. 421 ff.) wird ein Verfahren für die
Ermittlung des Sachmittelbedarfs von Fachbereichen beschrie¬
ben. Es geht davon aus, daß die Schwierigkeiten verringert
werden, wenn die erforderlichen Mittel nicht in einer Summe
als Lehr- und Forschungsmittel zusammengefaßt werden, wie
das bisher beim Titel 300 üblich war, sondern wenn sie, und
zwar nur für den Zweck der Veranschlagung, stärker als bis¬
her aufgegliedert werden. Alsdann wird versucht, für die Be¬
rechnung der Höhe der bei der einzelnen Ausgabengruppe
zu veranschlagenden Beträge objektive Bezugspunkte zu fin¬
den. Diese Bezugspunkte sind je nach der Art der Ausgaben
verschieden. In vielen Fällen handelt es sich um Zahl und Art
des in dem jeweiligen Fachbereich tätigen Personals und um
die Zahl der Studenten. Von den Personal- und Studentenzahlen
sind zum Beispiel der Geschäftsbedarf, die Post- und Fernmel¬
degebühren, die Lehr- und Lernmittel, die Reisekostenvergü¬
tungen u. a. abhängig. Auch der Bedarf an Geräten richtet sich
teilweise nach dem vorhandenen Personal. Bei anderen Aus¬
gabengruppen ist der Bezugspunkt die Größe der vorhandenen
oder erforderlichen Nutzfläche. Das gilt z. B. für die Kosten der
Bewirtschaftung der Gebäude und Räume. Weiter kann der
Wert der für Forschungs- und Lehrzwecke vorhandenen Geräte¬
ausstattung zum Maßstab der für die Erneuerung erforder¬
lichen Mittel gemacht werden. Voraussetzung hierfür ist, daß für
die einzelnen Geräte Zeiträume festgelegt werden, innerhalb
derer sie ersetzt werden müssen. Dieser Zeitraum ist je nach
der Art des Gerätes verschieden; bei seiner Festlegung sind die
wissenschaftsspezifischen Erfordernisse zu berücksichtigen.

Verfahi en zur
Ermittlung des
Sachmittelbe¬
darfs
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Es wird empfohlen, daß die Hochschulen, die Verwaltungen und
andere sachverständige Gremien sich der weiteren Entwick¬
lung von Verfahren für die Ermittlung des Sachmittelbedarfs
annehmen.
Für die Veranschlagung des Sachmittelbedarfs im Einzelfall
spielt die Erfahrung eine entscheidende Rolle. Vielfach fehlt
es auch noch an ausreichend zuverlässigen und vollständigen
Unterlagen über die tatsächlichen Ausgaben der Hochschulen.
Aus diesem Grunde erweist sich ein Rechnungswesen als not¬
wendig, das die Gesamtausgaben, auch soweit sie aus Mitteln
Dritter getätigt werden, erfaßt und detailliert genug nach Aus¬
gabezwecke aufgliedern kann. In der Anlage 10 (Bd. 2, S. 415 ff.)
werden Forderungen, die an das Rechnungswesen der Hoch¬
schulen zu stellen sind, spezifiziert.

Entwicklungs¬
planung

Ständige
Kommission
für Bauplanung

Gesamtpläne
auf Landes¬
ebene

III. 4. Planung des Hochschulbaus
Der Hochschulbau ist ein wesentliches Mittel zur Verwirkli¬
chung der hier vorgelegten Empfehlungen. Um die Studien¬
plätze für die zu erwartenden Studentenzahlen schaffen zu kön¬
nen, müssen in den kommenden Jahren über 50 Milliarden DM
investiert werden, ein Betrag, der den Umfang und die Wichtig¬
keit der Planung im Hochschulbau deutlich macht.

a) Rahmenplanung im Hochschulbau
Die nach dem Hochschulbauförderungsgesetz vorgesehene Rah¬
menplanung schafft die Voraussetzung für eine zeitlich, regio¬
nal und hochschulpolitisch aufeinander abgestimmte Durchfüh¬
rung der hier vorgelegten Empfehlungen in baulicher Hinsicht.
Die Rahmenplanung auf Bundesebene setzt eine Entwicklungs¬
planung der einzelnen Hochschulen und eine Abstimmung in¬
nerhalb des Landes voraus.

In den Hochschulen sollten Ständige Kommissionen für die
Bauplanung errichtet werden. Ihre Aufgabe wird es sein, in
Zusammenarbeit mit dem Bauamt die bauliche Gesamtplanung
der Hochschule und Einzelplanungen durchzuführen. Dieser
Kommission obliegen auch Entscheidungen über Fragen der
Baudurchführung und der Nutzung.
Die Bauentwicklungspläne der Hochschulen liefern die Grund¬
lage zur Aufstellung entsprechender Gesamtpläne auf Landes¬
ebene, die in Abstimmung mit den allgemeinen Entwicklungs¬
plänen der Hochschulen innerhalb des Landes und der angren¬
zenden Länder zu erarbeiten sind. Auf Grund der koordinierten
Bauentwicklungspläne nimmt das Land seine Anmeldungen zum
Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz vor.
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Auf Bundesebene werden die Anmeldungen der Länder vom
Planungsausschuß nach dem Hochschulbauförderungsgesetz auf
der Grundlage von Empfehlungen des Wissenschaftsrates auf¬
einander abgestimmt. Hierbei sind die Zielvorstellungen des
Hochschulbauförderungsgesetzes, nämlich die Bildung eines
zusammenhängenden Systems der Hochschulen nach Fachrich¬
tungen, Zahl, Größe und Standort sowie die Bereitstellung eines
ausreichenden Angebots an Forschungs- und Ausbildungs¬
plätzen, zu berücksichtigen. Die Entscheidungen des Planungs¬
ausschusses werden Rückwirkungen auf die Bauentwicklungs¬
pläne der Länder und Hochschulen haben. Durch das Zusam¬
menwirken von Hochschulen, Ländern und Bund entsteht so
eine Wechselwirkung bei der Aufstellung und Durchführung
der Bauentwicklungspläne, aus der schließlich ein überregio¬
nales Hochschulverbundsystem hervorgehen soll.

Hochschul-
verbundsystem

b) Planen mit Richtwerten

Die Planung von Hochschulbauten kann durch die Verwendung
von Flächenrichtwerten erleichtert werden (vgl. Anlage 9, Bd. 2,
S. 404 ff.). Mit Hilfe dieser Flächenrichtwerte läßt sich bei vor¬
gegebener Studentenzahl der Nutzflächenbedarf einzelner Fach¬
bereiche und ganzer Hochschulen ermitteln.

In die Flächenrichtwerte gehen bestimmte mittlere Erfahrungs¬
werte und Annahmen, wie z. B. Gruppengröße der Lehrveran¬
staltungen, ein. Flächenrichtwerte kommen unmittelbar nur für
die Gesamtplanung von Fachbereichen und Hochschulen sowie
für die Bauleit- und die Rahmenplanung auf Landes- und Bun¬
desebene in Betracht. Sie dürfen nicht als bindende Normen,
sondern nur als Anhaltswerte verwendet werden, die einer
Korrektur auf Grund besonderer örtlicher oder struktureller
Gegebenheiten zugänglich sind.

Für weitere Stufen der Planung müssen die ermittelten Nutz¬
flächen in qualitative Angaben über die bautechnischen Eigen¬
schaften der benötigten Flächen umgesetzt werden. Hierzu die¬
nen die bautechnischen Flächenarten.

Für die Kostenschätzung einzelner Bauvorhaben, aber auch als
Grundlage mittel- und langfristiger Finanzpläne werden Ko¬
stenrichtwerte zu entwickeln sein, die auf bautechnisch be¬
stimmte Flächenarten bezogen sind (vgl. Anlage 9, Bd. 2,
S. 411 ff.).

Die Methodik zur Ermittlung von Flächen- und Kostenricht¬
werten sollte auch im Hinblick auf die Veränderungen im

Fläctoenr itht-
werte

Kostenridit-
werte

179



Hochschulbereich ständig weiterentwickelt werden. Das Zen¬
tralarchiv für Hochschulbau, das sich mit diesen Fragen maß¬
gebend beschäftigt, wird Ergebnisse seiner Untersuchungen
in einem Handbuch veröffentlichen.

c) Baugenehmigungsverfahren

Unter den Faktoren, die die Gesamtdauer von Baumaßnahmen
im Hochschulbereich beeinflussen, wirkt das bisherige Bauge¬
nehmigungsverfahren in besonderem Maße verzögernd. Eine
Revision der Baugenehmigungsverfahren kann zu einer Ab¬
kürzung der Planungs- und Bauzeiten erheblich beitragen.

Bei Beibehaltung der bisherigen Baugenehmigungsverfahren
wird die bauliche Verwirklichung dieser Empfehlungen nicht
möglich sein. Es wird empfohlen, die begonnene Uberprüfung

Vereinfachung der Genehmigungsverfahren mit dem Ziel einer weiteren Ver¬
einfachung fortzusetzen.

Im Ergebnis sollte die Vielzahl der beteiligten Stellen, die zu¬
dem oft nur am Rande mit dem Projekt befaßt sind, durch eine
Zusammenfassung der Kompetenzen reduziert und dafür ge¬
sorgt werden, daß sie in einem möglichst frühzeitigen Stadium
des Verfahrens abschließend beteiligt werden. Kostenvoran¬
schlag und Kostenanschlag sollten künftig durch eine einzige
Haushaltsunterlage ersetzt werden. Für das Prüfungs- und
Genehmigungsverfahren und für die baurechtliche Zustimmung
sollte nur noch ein Arbeitsgang gefordert werden.

d) Baudurchführung

Zur Beschleunigung der Baudurchführung müssen die Ent¬
scheidungsbefugnisse der örtlichen Stellen, vor allem der Hoch¬
schulbauämter, erweitert werden, z. B. durch größere Selbstän¬
digkeit in der Vergabe von Bauleistungen. Weiter sollten in
zunehmendem Maße Generalunternehmer eingeschaltet und
Pauschalverträge abgeschlossen werden können. Das Abrech-
nungswesen sollte vereinfacht werden.

Der Umfang der gegenwärtigen Hochschulbaumaßnahmen
und erst recht das bevorstehende Ausbauvolumen gebieten es,
moderne Bauverfahren soweit wie möglich anzuwenden. Zu
diesen gehören das Bauen mit vorgefertigten Bauteilen, die
Verwendung typisierter und standardisierter Bauweisen sowie
eine weitgehende Rationalisierung des Innenausbaus. Ebenso
sind standardisierte Baubeschreibungen (Leistungsverzeich¬
nisse) zu entwickeln, damit die Bauindustrie ermutigt wird,
typisierte Bauten für ganze Baukomplexe anzubieten.

Moderne Bau
verfahren
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e) Haushaltsvollzug

Das bisherige Verfahren der Finanzierung von Baumaßnahmen
im Hochschulbereich, bei dem für das einzelne Bauvorhaben
jeweils ein fester Jahresbetrag für die im laufenden Rechnungs¬
jahr anfallenden Ausgaben veranschlagt wird, ist unbefriedi¬
gend, weil es den unterschiedlichen Entwicklungen im Bau¬
fortschritt der einzelnen Bauvorhaben nicht ausreichend Rech¬
nung tragen kann. Die Folge sind entweder die Beantragung
überplanmäßiger Ausgaben oder die Bildung nicht unerhebli¬
cher Ausgabereste. Das führt zu überflüssiger zusätzlicher Ver¬
waltungsarbeit und oftmals zu Bauverzögerungen.

Diese Schwierigkeiten können überwunden werden, wenn

— für alle Jahresbeträge der einzelnen Bauvorhaben die ge¬
genseitige Deckungsfähigkeit in den Haushalten vermerkt
wird,

— alle Baumaßnahmen einer Hochschule in einem Titel zusam¬
mengefaßt oder

— alle Hochschulbaumaßnahmen eines Landes in einem Pau¬
schaltitel zusammengefaßt werden.

Die Einrichtung eines Pauschaltitels entspricht dem Vorgehen, Pausdiaiutei
nach dem der Bund bei der Mitfinanzierung der Hochschulbau¬
maßnahmen in den zurückliegenden Jahren verfährt und das
sich wegen seiner Flexibilität in der Mittelbewirtschaftung be¬
währt hat.

G. IV. Gewinnung neuer Studien- und Forschungsmöglich¬
keiten

IV. 1. Schwerpunkte des Ausbaus

Die vorgeschlagene Erweiterung des Hochschulbereichs ist so
umfangreich, daß ein Ausbau auf nahezu allen Gebieten er¬
forderlich ist.

a) Soweit fachspezifische Empfehlungen des Wissenschaftsra¬
tes vorliegen, wie bei der Medizin, sollten diese sowohl hin¬
sichtlich des Umfangs wie in der regionalen Verteilung ver¬
wirklicht werden, bevor die Errichtung weiterer Ausbildungs¬
stätten in diesen Bereichen in Angriff genommen wird. Nach
den Empfehlungen zur Struktur und zum Ausbau der medi¬
zinischen Forschungs- und Ausbildungsstätten sollen bis zum
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